29. SEPTEMBER 2024 - Königlicher Erlass zur Erweiterung der Bedrohungen, die vom Koordinierungsorgan für die Bedrohungsanalyse im Rahmen des Antrags auf Anerkennung von lokalen Gemeinschaften anerkannter Kulte in Ausführung von Artikel 3 Absatz 2 des Gesetzes vom 10. Juli 2006 über die Bedrohungsanalyse bewertet werden


(Belgisches Staatsblatt vom 22. Juni 2026)


Diese deutsche Übersetzung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.



FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST JUSTIZ UND FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST INNERES


29. SEPTEMBER 2024 - Königlicher Erlass zur Erweiterung der Bedrohungen, die vom Koordinierungsorgan für die Bedrohungsanalyse im Rahmen des Antrags auf Anerkennung von lokalen Gemeinschaften anerkannter Kulte in Ausführung von Artikel 3 Absatz 2 des Gesetzes vom 10. Juli 2006 über die Bedrohungsanalyse bewertet werden


PHILIPPE, König der Belgier,

Allen Gegenwärtigen und Zukünftigen, Unser Gruß!


Aufgrund des Artikels 108 der Verfassung;

Aufgrund des Gesetzes vom 10. Juli 2006 über die Bedrohungsanalyse, des Artikels 3 Absatz 2;

Aufgrund der Stellungnahme des Finanzinspektors vom 27. März 2024;

Aufgrund der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses N vom 4. April 2024;

Aufgrund der Stellungnahme des Nationalen Sicherheitsrates vom 30. April 2024;

Aufgrund des Gutachtens Nr. 76.426/2 des Staatsrates vom 2. Juli 2024, abgegeben in Anwendung von Artikel 84 § 1 Absatz 1 Nr. 1 der am 12. Januar 1973 koordinierten Gesetze über den Staatsrat;

Aufgrund der Befreiung von der vorherigen Auswirkungsanalyse aufgrund von Artikel 8 § 2 Nr. 1 des Gesetzes vom 15. Dezember 2013 zur Festlegung verschiedener Bestimmungen in Sachen administrative Vereinfachung;

In Erwägung des Zusammenarbeitsabkommens vom 2. Juli 2008 zur Änderung des Zusammenarbeitsabkommens vom 27. Mai 2004 zwischen dem Föderalstaat, der Deutschsprachigen Gemeinschaft, der Flämischen Region, der Wallonischen Region und der Region Brüssel-Hauptstadt über die Anerkennung von Kulten, die Gehälter und Pensionen der Diener der Kulte, die Kirchenfabriken und die Einrichtungen, die mit der Verwaltung der weltlichen Güter der anerkannten Kulte beauftragt sind;

In Erwägung des Königlichen Erlasses vom 28. November 2006 zur Ausführung des Gesetzes vom 10. Juli 2006 über die Bedrohungsanalyse;



Auf Vorschlag des Ministers der Justiz und der Ministerin des Innern, und aufgrund der Stellungnahme der Minister, die im Rat darüber beraten haben,


Haben Wir beschlossen und erlassen Wir:


Artikel 1 - Im Rahmen des Antrags auf Anerkennung einer lokalen Gemeinschaft eines anerkannten Kultes sind die Bedrohungen, die vom KOBA für die Durchführung der in Artikel 8 Absatz 1 Nr. 2 des Gesetzes vom 10. Juli 2006 über die Bedrohungsanalyse erwähnten punktuellen gemeinsamen Bewertung berücksichtigt werden, neben den in Artikel 8 Nr. 1 Absatz 2 Buchstabe b) und c) des Grundlagengesetzes vom 30. November 1998 über die Nachrichten- und Sicherheitsdienste erwähnten terroristischen und extremistischen Bedrohungen die in Artikel 8 Nr. 1 Absatz 2 Buchstabe a), e), f) und g) des vorerwähnten Gesetzes vom 30. November 1998 erwähnten Bedrohungen.


Art. 2 - § 1 ­ Die in Artikel 1 erwähnte Bedrohungsbewertung wird von dem für Kulte und nichtkonfessionelle weltanschauliche Organisationen zuständigen Dienst des Föderalen Öffentlichen Dienstes Justiz beantragt.

§ 2 - Die Bewertung muss die möglichen Folgen der Anerkennung auf die nationale Sicherheit und die öffentliche Ordnung aufzeigen und sich dabei auf eine Beschreibung des Ernstes und der Wahrscheinlichkeit der in Artikel 1 erwähnten Bedrohungen stützen.

§ 3 - In Abweichung von Artikel 11 § 6 des Königlichen Erlasses vom 28. November 2006 zur Ausführung des Gesetzes vom 10. Juli 2006 über die Bedrohungsanalyse schließt die Bewertung mit einer Beurteilung der Folgen der Anerkennung ab, auf die sich der Bewertungsantrag bezieht.

Die im vorhergehenden Absatz erwähnte Beurteilung erfolgt durch einen der folgenden Vermerke:

1. "günstig", wenn sich herausstellt, dass die Anerkennung keine negativen Auswirkungen auf die nationale Sicherheit und die öffentliche Ordnung hätte,

2. "ungünstig", wenn sich herausstellt, dass die Anerkennung negative Auswirkungen auf die nationale Sicherheit und die öffentliche Ordnung hätte.

Stellt sich heraus, dass die Anerkennung keine negativen Auswirkungen auf die nationale Sicherheit und die öffentliche Ordnung hätte, sofern geeignete Abhilfemaßnahmen ergriffen würden, kann die Bewertung mit entsprechenden Empfehlungen einhergehen.




Art. 3 - Der Minister der Justiz und der Minister des Innern sind, jeweils für ihren Bereich, mit der Ausführung des vorliegenden Erlasses beauftragt.


Gegeben zu Brüssel, den 29. September 2024


PHILIPPE

Von Königs wegen:

Der Minister der Justiz
P. VAN TIGCHELT

Die Ministerin des Innern
A. VERLINDEN
______


